
Der Landtag hat in seiner Sitzung
am 29. September gegen die Stim-
men der CDU und der AfD den Teil I
des Thüringer Gesetzes über die
Neuregelung der Kindertagesbe-
treuung beschlossen. Damit wurde
die Erhebung von Daten auf den
Weg gebracht, denn zur prakti-
schen Vorbereitung des beitrags-
freien Kita-Jahres müssen die Kom-
munen die erforderlichen Daten,
wie Kinderzahlen und derzeit gel-
tende Kita-Gebühren, an das zu-
ständige Ministerium liefern.

In der Debatte hatte der Bildungspo-
litiker der Linksfraktion Torsten Wolf
betont: „Das beitragsfreie Kita-Jahr ist
ein Schritt hin zu einer vollständigen
gebührenfreien Bildung in Thüringen
und in Deutschland. Ich will nur noch
mal daran erinnern, dass zum Beispiel
das Land Hessen jetzt diesen Weg geht
– auch unter einer völlig anderen Farb-
kombination –, Verbesserungen im Be-
reich frühkindlicher Bildung, aber eben
auch Beitragsfreiheit für Eltern, einzu-
führen. Wir sind da in einem deutsch-
landweiten Geleitzug.“

Die CDU allerdings wolle Beitrags-
freiheit und Qualitätsverbesserung ge-
geneinander ausspielen und sage – an-
ders als noch vor drei Jahren –, das mit
der Beitragsfreiheit sei ihr nicht so
wichtig. Aber, so Torsten Wolf weiter,
„uns ist das wichtig. Den Thüringer El-
tern ist es wichtig, dort entlastet zu
werden im Umfang von 1.440 Euro im
Jahr. Das ist für die Familien viel Geld,

und zwar gut angelegtes Geld“. Mit
dem Beschluss über die Regelung zur
rechtzeitigen Schaffung der notwendi-
gen Datengrundlage werden „die Vor-
aussetzungen geschaffen für die sofor-
tige reibungslose Einführung des bei-
tragsfreien Kita-Jahres ab dem 1. Janu-
ar 2018. Und ich sage es hier ganz
deutlich: Wir schaffen heute die
Rechtsgrundlage für die Eltern in Thü-
ringen, dass sie sich darauf verlassen
können, dass es am 1.1.2018 das bei-
tragsfreie Kita-Jahr als letztes Kita-Jahr
gibt. Das ist nicht nur mehr ein Ver-
sprechen, sondern ab heute wird das
ganz konkret“, unterstrich der LINKE-
Abgeordnete.

„Die CDU will die
Beitragsfreiheit verhindern“

Wenn allerdings „eine CDU-Fraktion
im Bildungsausschuss keine inhaltliche
Diskussion führen will, sondern nur rei-
ne Formalien anbringt, die dazu ge-

nutzt werden sollen, den Gesetzesvor-
schlag der Regierungsfraktionen hin-
auszuschieben, dann ist das ein Ar-
mutszeugnis. Und das wird von den El-
tern in Thüringen genauso wahrgenom-
men. Die CDU will die Beitragsfreiheit
verhindern“, so Torsten Wolf.

Freilich wird ihr das nicht gelingen,
denn wie auch Ministerpräsident Bodo
Ramelow sowie Bildungsminister Hel-
mut Holter in der Plenardebatte sehr
zum Verdruss der  CDU betonten: „Die
politische Mehrheit setzt ihre Ziele
um.“

Und wörtlich an die Adresse der
CDU-Fraktion (aus dem Plenarproto-
koll der Rede von Minister Helmut Hol-
ter): „Sie sind doch gescheitert. Na
klar! Und das Familiengeld, das wird
einkassiert, um auch tatsächlich das
beitragsfreie Kita-Jahr zu finanzieren,
weil wir der Überzeugung sind, dass es
besser ist, die Kinder in einer sozialen
Einrichtung wie der Kita zu bilden und
auf Schule und das Leben vorzuberei-

„Nunmehr sehe ich dem Beteiligungs-
verfahren erwartungsvoll entgegen.
Dabei gehe ich davon aus, dass die Ge-
werkschaften und Verbände ihre Posi-
tionen gegenüber der Landesregierung
nochmals deutlich machen, bevor der
Gesetzentwurf im parlamentarischen
Verfahren beraten und gegebenenfalls
mit Änderungen abschließend verab-
schiedet wird.“

Bereits in der vorangegangenen
Wahlperiode hat die Fraktion DIE LINKE
in einem eigenen Gesetzentwurf zum
Thüringer Personalvertretungsgesetz
eingefordert, dass die Personalvertre-
tungen nach Maßgabe dieses Gesetzes
in allen Angelegenheiten und Maßnah-
men auch für die in der Dienststelle tä-
tigen Beschäftigten mitbestimmen. An
dieser grundsätzlichen Position hält die
Fraktion fest.

sonalräten auch in Personalfragen und
die Möglichkeit, in Arbeitsgruppen, die
sich mit Strukturveränderungen befas-
sen, mitzuwirken, sind zu begrüßen“,
sagte Rainer Kräuter. Dies seien „im
Sinne eines zukunftsorientierten Per-
sonalvertretungsrechts Schritte in die
richtige Richtung“.

Mitbestimmung der 
Personalvertretungen 
in allen Angelegenheiten

Festzustellen sei aber in diesem Zu-
sammenhang auch, dass die Umset-
zung der durch die Gewerkschaften
aufgezeigten notwendigen Veränderun-
gen des Gesetzes nicht in dem Maße
erfolgte, wie dies von den Gewerk-
schaften erwartet wurde. Dazu der LIN-
KE Gewerkschaftspolitiker weiter:

Das federführende Thüringer Mi-
nisterium für Inneres und Kommu-
nales hat den Gesetzentwurf zur
Novellierung des Thüringer Perso-
nalvertretungsgesetzes dem Kabi-
nett zur ersten Lesung vorgelegt.
Dazu erklärte Rainer Kräuter, ge-
werkschaftspolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag:

„Mit dem Gesetzentwurf zur Novel-
lierung des Thüringer Personalvertre-
tungsgesetzes macht sich die Lan-
desregierung auf den Weg, die Beteili-
gungsrechte der Personalvertretun-
gen in Thüringen weiterzuentwickeln
und zu verbessern. 

Einige grundsätzliche Regelungen,
wie die Verlängerung der Amtszeit auf
fünf Jahre, ein Initiativrecht von Per-

Beitragsfreies Kita-Jahr
soll reibungslos kommen

Personalvertretungsgesetz wird novelliert

Thüringen hat keinen Fachkräfte-
mangel, aber einen Fachkräftebe-
darf in verschiedenen Berufen, wie
in der Pflegebranche oder auch in
bestimmten Handwerksberufen.

Deshalb ist ein wirksamer Beitrag
zur Fachkräftesicherung eine ziel-
gerichtete und am Bedarf der Wirt-
schaft ausgerichtete Qualifizierung
und Weiterbildung von Arbeitslosen
und gering qualifizierten Beschäf-
tigten. Mehr als 17.000 Arbeitslose
in Thüringen sind derzeit ohne eine
abgeschlossene Berufsausbildung.
55.035 sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte besitzen keinen be-
ruflichen Ausbildungsabschluss. 

Die Thüringer Allianz für Berufs-
bildung und Fachkräftegewinnung,
bestehend aus Vertretern von Wirt-
schaft, Gewerkschaften, Sozialver-
bänden und Politik, soll Thüringen
in Sachen Fachkräfteentwicklung
zukunftsfest machen und mögli-
chen Defiziten entgegenwirken. Als
Arbeitsmarktpolitikerin der Links-
fraktion möchte ich gern Genaue-
res zu den erreichten Ergebnissen
wissen und bereite einen parlamen-
tarischen Antrag vor. Die Antwort
des Ministeriums für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit, Frauen und Familie
auf meine Kleine Anfrage zur Unter-
stützung der Qualifizierung und
Weiterbildung von Arbeitslosen und
geringqualifizierten Beschäftigten
in Thüringen (DS 6/4487) hat lei-
der  einiges offen gelassen. So
konnten keine differenzierten Anga-
ben zum Erwerb verschiedener be-
ruflicher Abschlüsse gemacht wer-
den, wie beispielsweise bei den
Pflegefachkräften. 

Gute Bildung, Ausbildung und
bessere Bedingungen für lebens-
langes Lernen sind die Vorausset-
zungen dafür, dem Fachkräftebe-
darf besser entsprechen zu kön-
nen. Das ist zunächst eine Aufgabe
der Unternehmen, die die Politik
wirksam unterstützen muss. Beson-
ders die vielen Thüringer Kleinbe-
triebe brauchen mehr Möglichkei-
ten und Angebote. Die Wirksamkeit
des umfangreichen Mitteleinsatzes
sollte stärker in den Fokus rücken.

Für Qualifizierung und Weiterbil-
dung wurden allein in den letzten
drei Jahren in Thüringen 8,819 Mil-
lionen Euro im Rahmen der Weiter-
bildungsrichtlinie aus dem Europäi-
schen Sozialfonds finanziert. Hinzu
kamen Landesmittel in Höhe von
363.000 Euro. Attraktive Arbeit
heißt aber auch, gute, tarifgerechte
Entlohnung und eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf,
übrigens für Frauen und Männer.

Fachkräfte entwickeln

von Ina Leukefeld
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Erster Teil des Gesetzes über die Neuregelung der Kindertagesbetreuung beschlossen

ten.“ 
Auf einen Zwischenruf

der CDU-Abgeordneten
Beate Meißner („Das haben
Sie doch nicht zu entschei-
den!“) sagte der Minister:
„Dass Sie sich darüber är-
gern, dass Ihr Programm ge-
strichen wurde, das kann
ich nachvollziehen. Aber
das ist das Los von Politik,
wenn man aus der Regie-
rung in die Opposition
geht.“                                 



Mehr Demokratie gegen 
soziale Ungleichheit 

Der US-Getränkekonzern Coca-
Cola hat angekündigt, seinen
Standort in Weimar schließen zu
wollen: Produktion und Verwaltung
sollen zum 1. März 2018 einge-
stellt werden. Von den Verände-
rungen betroffen sind 178 von 223
Arbeitsplätzen. Dazu erklärte Die-
ter Hausold, Sprecher für Wirt-
schaftspolitik der Fraktion DIE LIN-
KE im Thüringer Landtag:

„Diese Entscheidung des US-
Konzerns, die wir sehr kritisch hin-
terfragen und die so nicht hinge-
nommen werden kann, lässt die
Betroffenen nun vor einer ungewis-
sen Zukunft stehen. Daher ist es
gut, dass sich der Thüringer Wirt-
schaftsminister schnell einschaltet
und die Gespräche mit der Ge-
schäftsführung sowie dem Be-
triebsrat von Coca Cola European
Partners Deutschland GmbH auf-
nimmt. Die Linksfraktion unter-
stützt das Bestreben, die Hänge-
partie für die Beschäftigten
schnellstmöglich zu beenden und
für eine dauerhafte Perspektive
des Standortes zu sorgen.“          

KURZ UND PRÄGNANT
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Landesregierung getan hat. Denn das
macht Politik unglaubwürdig und scha-
det der Demokratie. Wer wirklich und
glaubwürdig mehr Demokratie will,
muss nun gemeinsam mit uns das Fi-
nanz-Tabu abschaffen.“

Um über die vielen offenen Fragen
aus der Bundestagswahl, die Polarisie-
rung der Gesellschaft und soziale und
demokratische Ausgrenzungen nach-
zudenken und zu diskutieren lädt die

Eine Debatte über mehr Mitbe-
stimmung und Demokratie sowie
über die Spaltungen in der Gesell-
schaft hält Anja Müller, Sprecherin
für Petitionen und Bürgerbeteili-
gung der Fraktion DIE LINKE im
Thüringer Landtag, mit Blick auf die
Ergebnisse der Bundestagswahl für
notwendig.

Sie kritisierte die durch die Thürin-
ger CDU gegen die rot-rot-grüne Lan-
desregierung vorgenommene partei-
politische Instrumentalisierung von
Forderungen nach mehr Demokratie
und betonte: „Es ist an der Zeit, das Fi-
nanz-Tabu endlich abzuschaffen.“

Die Bundestagswahl habe „den Zu-
stand der deutschen Gesellschaft
deutlich gemacht. In einigen Fragen ist
sie offenbar tief gespalten und polari-
siert wie nie, zum Beispiel im Umgang
mit Einwanderung“. 

Anja Müller weiter: „Andere wichtige
Fragen, die ebenfalls unsere Gesell-
schaft spalten und das Leben der
Mehrheit der Menschen jeden Tag mit-
bestimmen, spielten dagegen in den
Debatten des Wahlkampfs und den
Wahlentscheidungen eine viel geringe-
re Rolle, zum Beispiel Fragen von so-
zialer Gerechtigkeit, Renten-Ungerech-
tigkeit, bestehende Ungleichheiten

LINKE hinterfragt
Standortschließung

zwischen Ost und West, die Zukunft
der Pflege oder die Forderung nach
mehr Mitbestimmung und Demokratie.
Zudem hat die gestiegene Wahlbeteili-
gung gezeigt, dass mehr Menschen
über den Kurs und die Zukunft der Ge-
sellschaft mitentscheiden wollen. Das
Aussitzen von Problemen wurde abge-
straft. 

Die Wahlergebnisse haben klarge-
macht: Wir müssen über soziale und

„Bei allen sichtbaren Fortschrit-
ten und dem Gewinn an Freiheit
und Demokratie, geht noch immer
ein Riss durchs Land, kann auch
von einer Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in ganz Deutsch-
land nicht gesprochen werden“,
hatte Susanne Hennig-Wellsow,
Vorsitzende der Fraktion und der
Landespartei DIE LINKE, zum 27.
Jahrestag der deutschen Einheit
konstatiert. 

„Weiterhin wird Ostdeutschland
strukturell benachteiligt. Ausdruck
dafür sind prekäre Beschäftigungs-
verhältnisse, niedrigere Löhne, ge-
ringere Rentenwerte, und das noch
bis 2025. Die Enttäuschung vieler
Menschen ist gewachsen, ihre Un-
zufriedenheit mit der gesellschaftli-
chen Situation führt bis zu Demo-
kratieverdrossenheit und ist ein
Nährboden für rechte Populisten
mit ihrem Hass und ihrer Hetze.“

Die LINKE-Landespolitikerin un-
terstrich die Notwendigkeit eines
breiten gesellschaftlichen Eintre-
tens für die Demokratie und die
Verteidigung errungener Freiheiten
und Fortschritte. Dabei stehe die
LINKE an der Seite aller demokrati-
schen Kräfte im Land. „Wir werden
nicht nachlassen, für die Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse
zu streiten, so wie Rot-Rot-Grün al-
les daran setzt, die soziale Lage,
die Lebens-, Arbeits- und Bildungs-
situation der Menschen spürbar zu
verbessern und die Zukunftsfähig-
keit des Landes zu sichern.“          

Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse

MdL Anja Müller: „Es ist an der Zeit, das Finanz-Tabu endlich abzuschaffen“

Erfurter Vernetzungstreffen von LINKE-Petitionspolitikern

beit als Regierungsfraktion und als Op-
positionsfraktion betrifft, auf der Ta-
gesordnung. Intensiv beraten wurde
zudem die Frage, wie die politischen
Schwerpunkte, für die DIE LINKE steht,
auch bei der Bearbeitung von Petitio-
nen noch deutlicher werden und bes-

Die Abgeordneten der Linksfraktion
im Thüringer Landtag danken den Gä-
sten für den konstruktiven Austausch
und freuen sich auf ein weiteres Tref-
fen 2018 in Berlin oder Brandenburg.

Karsten Melang
Foto: Peter Lahn    

Auf Initiative der Fraktion DIE LIN-
KE im Thüringer Landtag  fand am
13. Oktober in Erfurt das erste Bun-
des-Vernetzungstreffen von LINKE-
Petitionspolitikerinnen und -Petiti-
onspolitikern statt. Eingeladen wa-
ren alle Sprecherinnen und Spre-

politische Ungleichheiten und den Zu-
sammenhang von sozialer Lage, Wahl-
verhalten und demokratischer Stabili-
tät nachdenken. Dazu gehört auch, die
Forderung nach mehr Demokratie end-
lich durch die Abschaffung des Finanz-
Tabus für Volksbegehren in der Thürin-
ger Verfassung fest zu verankern und
das Thema nicht für parteipolitische
Zwecke zu instrumentalisieren, wie es
die CDU zuletzt gegen die rot-rot-grüne

Fraktion DIE LINKE zu ei-
ner Tagung zum Thema
„Wahlen und Abstimmun-
gen als Seismographen
gesellschaftlicher Ent-
wicklungen“ am Mitt-
woch, 25. Oktober, von
15 bis 19 Uhr, in den
Landtag nach Erfurt, Kä-
te-Dunker-Saal (Raum F
201) ein. 

Mit Beiträgen u.a. von Prof. Dr. Her-
mann Heußner (Hochschule Osna-
brück), Horst Kahrs (Rosa-Luxemburg
Stiftung, Berlin), Dr. Michael Efler (Bun-
desvorstand Mehr Demokratie e.V.
und Mitglied des Abgeordnetenhaus
Berlin) ist eine spannende Veranstal-
tung zu erwarten. 

Mehr Informationen und Anmeldung
unter www.die-linke-thl.de      

gelt sich in den verschiedenen Petiti-
onsgesetzen und Geschäftsordnungen
wider. Weiterhin standen der Umgang
mit freien Petitionsplattformen wie
openPetition.de, die Öffentlichkeitsar-
beit und der Erfahrungsaustausch,
auch was die Unterschiede in der Ar-

ser in die Öffentlichkeit getragen wer-
den können. Die Teilnehmenden nah-
men viele unterschiedliche Gesichts-
punkte aus der Arbeit aus anderen
Bundesländern mit, dazu gehörten
auch nützliche Tipps und praktische
Hinweise.

cher der Landta-
ge, in denen DIE
LINKE vertreten
ist. 

Eröffnet wurde
die Veranstaltung
von Susanne Hen-
nig-Wellsow, Vor-
sitzende der Thü-
ringer Linksfrakti-
on, sowie von Anja
Müller, Fraktions-
sprecherin für Pe-
titionen und Bür-
gerbeteiligung.

Im Mittelpunkt
der fünfstündigen
Beratung stand
der konstruktive
Austausch über
die Arbeit im Be-
reich Petitionswe-
sen, bei dem es um die Bearbeitung
und Beantwortung von Bitten und Be-
schwerden von Bürgerinnen und Bür-
gern geht.

Dabei stellte sich heraus, dass die
Landtage komplett unterschiedliche
Herangehensweisen haben. Dies spie-



Wie der MDR Thüringen unter Be-
rufung auf Zahlen der Bundesagentur
für Arbeit meldete, sind immer mehr
Menschen im Freistaat  auf mehrere
Jobs angewiesen. In den letzten zehn
Jahren stieg die Zahl der Mehrfach-
beschäftigten kontinuierlich von
31.000 auf jetzt 44.000. Das ist eine
Zunahme von knapp 30 Prozent. 

Nach den Angaben müssen
34.000 Beschäftigte neben ihrer so-
zialversicherungspflichtigen Arbeit
noch mindestens einen geringfügi-
gen Job annehmen. 6.400 Beschäf-
tigte haben mindestens zwei sozial-
versicherungspflichtige Jobs. Mehr
als 4.000 Menschen üben zwei ge-
ringfügige Beschäftigungen aus. Bun-
desweit sind die Zahlen ähnlich.

Wie die Landesarbeitsagentur in-
formierte, ist die Zahl der Hartz-IV-
Bezieher in Thüringen spürbar gesun-
ken. Im Frühjahr erhielten rund
157.000 Menschen Hartz IV, fast
30.000 weniger als vor fünf Jahren.
Damit reduzierte sich die Hartz-IV-
Quote von  über elf auf 9,5 Prozent,
die niedrigste in Ostdeutschland.
Die Stadt Gera hat in Thüringen den
höchsten Anteil mit 16,8 Prozent der
Bewohner, die Hartz IV beziehen.
Den zweithöchsten Anteil hat der
Landkreis Altenburger Land mit 13,5
Prozent, an dritter Stelle liegt die
Stadt Erfurt mit 13,1 Prozent der Be-
völkerung unter 65 Jahren. Dagegen
weist laut Arbeitsagentur der Kreis
Hildburghausen mit 4,8 Prozent die
niedrigste Quote aus.                         

Zum Welternährungstag am 16.
Oktober hatte Diana Skibbe, ver-
braucherschutzpolitische Spre-
cherin der Linksfraktion, gesagt:
„Das Recht auf Nahrung ist ein
Menschenrecht. Derzeit hungern
800 Millionen Menschen. Die Hälf-
te der Weltbevölkerung ist fehler-
nährt. Zugleich steigt die Anzahl
an übergewichtigen Menschen.
Die Finanz- und Wirtschaftskrise,
die Folgen des Klimawandels und
der Rückgang der landwirtschaft-
lich nutzbaren Flächen haben die
Situation in den Entwicklungslän-
dern dramatisch verschärft. Die
Entwicklungshilfe und die Hilfspro-
gramme der internationalen Staa-
tengemeinschaft müssen gestärkt
werden. Wir brauchen endlich eine
am Menschen orientierte Entwick-
lungspolitik.“

Im Gegensatz zu Unterernäh-
rung ist die qualitative Mangeler-
nährung auf eine Fehlernährung
zurückzuführen. Die Menschen lei-
den an einer Unterversorgung an
lebenswichtigen Vitaminen und
Nährstoffen. Diana Skibbe spricht
sich für regionale, gesunde und
qualitativ hochwertige Verpfle-
gung insbesondere in Schulen und
Kindertagesstätten aus und be-
tont: „Wir müssen die politischen
Weichen stellen für eine ausrei-
chende und ausgewogene Ernäh-
rung aller Menschen und dazu eine
bildungspolitische Offensive star-
ten. Zudem muss eine Stärkung
des regionalen Kreislaufs mit Blick
auf Ressourcenschonung erfolgen
und das Bewusstsein für saisonale
und unbehandelte Produkte er-
höht werden“.  

Landtagssitzungen:
Die nächsten planmäßigen Ple-

narsitzungen des Thüringer Land-
tags finden statt von Mittwoch,
den 1. November, bis Freitag, den
3. November, sowie von Mittwoch,
den 13. Dezember, bis Freitag, den
15. Dezember. 

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner der Sitzungen bitte rechtzeitig
in der Geschäftsstelle der Links-
fraktion melden (Tel. 0361
3772295).

Über die Aktivitäten der Links-
fraktion immer auf dem Laufenden
im Internet unter: 

www.die-linke-thl.de     

Der Landtag hat in seiner Septem-
bersitzung einen Antrag der Koaliti-
onsfraktionen beschlossen, bei dem
es darum geht, dass die Wintertouris-
musregionen in Thüringen im Rah-
men eines ganzheitlichen Tourismus-
angebots für das ganze Jahr gestärkt
werden. Nach einer ausgiebigen Be-
fassung im Wirtschaftsausschuss ha-
ben sich die Fraktionen von Rot-Rot-
Grün auf einen gemeinsamen Maß-
nahmekatalog für die Wintertouris-
musregionen verständigt. „Wir set-
zen dabei den Fokus auf ein funktio-
nierendes Ganzjahresangebot, das
die Winterabhängigkeit reduziert. Wir
wollen das Wintersportzentrum Thü-
ringer Wald zum ganzjährigen Touris-
musmagneten entwickeln“, betonte
Knut Korschewsky (LINKE).

PARLAMENTSREPORT 7

VON A BIS Z:

WICHTIGE TERMINE

Wintertourismus Mehrfachjobber Hartz-IV-Bezieher

Welternährungstag

Anschlägen durch Neonazis. Zugleich
hatte er auf die Risiken des damit ein-
hergehenden tiefen Grundrechteein-
griffs aufmerksam gemacht. Der Abge-
ordnete erinnerte in diesem Zusam-
menhang an die millionenfache Handy-
überwachung bei Anti-Nazi-Protesten
in Dresden, die später für rechtswidrig

UNZ-20-2017

Zur Überwachung der 
Telekommunikation 
Steffen Dittes: Bedingungen sind besserer Datenschutz und parlamentarische Kontrolle

Der Thüringer Landtag hat in sei-
ner Beratung am 29. September
dem Staatsvertrag zum geplanten
Zentrum zur Telekommunikations-
überwachung (GKDZ, Gemeinsames
Kompetenz- und Dienstleistungs-
zentrum auf dem Gebiet der polizei-
lichen Telekommunikationsüberwa-
chung) in einem Fünfländer-Ver-
bund seine Zustimmung gegeben.
Dazu erklärte der innenpolitische
Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
Steffen Dittes: 

„Die rot-rot-grüne Koalition zeigt,
dass sie für eine bürgerrechtsorientier-
te Sicherheitspolitik steht, die die Si-
cherheitsbedürfnisse und Schutz- und
Grundrechte sorgfältig abwägt. Statt
die Errichtung der geplanten Anstalt
‚durchzuwinken‘, haben die Koalitions-
fraktionen parallel zum Staatsvertrag
mit einem Entschließungsantrag in-
haltliche und formale Leitplanken ein-
gezogen.“

Dazu zählen die Stärkung des Daten-
schutzes und der technischen Sicher-
heit, die Gewährleistung, dass Daten
nach Ländern getrennt sein müssen,
der Ausbau der parlamentarischen
Kontrolle und die Bedingung, dass es
keine Ausweitung auf neue Befugnisse.
geben darf. Umfangreiche Sicherheits-
maßnahmen müssen dem Innenaus-
schuss des Thüringer Landtages vorge-
stellt werden, ehe ein solches Zentrum
2019 in Sachsen in Betrieb gehen darf.

Verfassungsschutz muss
draußen bleiben

In der Landtagsdebatte hatte Steffen
Dittes u.a. deutlich gemacht, warum
neben der gesetzlichen Grundlage
Maßnahmen der Telekommunikations-
überwachung auch von praktischer Re-
levanz für die Polizei sind. Er verwies
auf Ermittlungen zur Organisierten Kri-
minalität und auf die Verhinderung von

lich forderte, bevor der Staatsvertrag
von den Innenministern unterzeichnet
wurde, macht dieses Spannungsfeld
deutlich. Wir stellen uns dieser Auswei-
tung entgegen, denn für die Gefahren-
abwehr und Strafverfolgung sind Poli-
zei und Staatsanwaltschaft zuständig.
Insofern ist es richtig, dass der Thürin-

erklärt wurde, oder die in diesem Jahr
bekannt gewordenen haltlosen Über-
wachungen im Umfeld der Leipziger
Fußballszene, bei der auch Journali-
sten, Ärzte, Anwälte und Sozialarbeiter
ins Visier geraten sind. 

Das TKÜ-Zentrum wird nur techni-
sche Hilfstätigkeiten übernehmen.
Vollzugspolizeiliche Aufgaben und die
Auswertungen von Daten bleiben bei
der Polizei der Länder. Steffen Dittes
machte aber im Parlament weitere Be-
denken der LINKEN klar: „In der Ver-
gangenheit war immer wieder zu beob-
achten, dass neu geschaffene techni-
sche Möglichkeiten Begehrlichkeiten
wecken, immer weiter in Grundrechte
einzugreifen und Rechtsgrundlagen
entsprechend auszudehnen. Dass
auch der Thüringer Verfassungsschutz-
präsident eine Anbindung des Geheim-
dienstes an das TKÜ-Zentrum öffent-

Aufbau der Anstalt einfließt, bei der
auch der Schutz der Berufsgeheimnist-
räger gewährleistet werden soll. Eben-
so sollen Dokumentationspflichten in
der Anstalt eingeführt und die Voraus-
setzungen geschaffen werden, dass
auch Abgeordnete Betretungs- und Ak-
teneinsichtsrechte erhalten. Um die
Transparenz zu stärken, soll zudem ei-
ne Dokumentationslücke geschlossen
werden: Bisher wird der Thüringer
Landtag nur über präventive TKÜ-Maß-
nahmen nach Landespolizeiaufgaben-
gesetz informiert, mit Errichtung des
TKÜ-Zentrums sollen auch die Zahl,
Umfang und Dauer aller Thüringer Ab-
hörmaßnahmen nach der Strafpro-
zessordnung erhoben und einmal jähr-
lich an den Landtag übermittelt wer-
den.

Foto: Steffen Dittes bei einer Frakti-
onssitzung 

ger Landtag diesem
Bestreben nunmehr
per Beschluss einen
Riegel vorgeschoben
hat und der Verfas-
sungsschutz drau-
ßen bleiben muss.“

Die Koalitionsfrak-
tionen haben die
Landesregierung ge-
beten, darauf hinzu-
wirken, dass vor In-
betriebnahme der
Anstalt ein Konzept
zur Umsetzung des
Kernbereichsschut-
zes privater Lebens-
gestaltung erarbei-
tet wird und in den



Verbandsgemeinde als
drittes Gemeindemodell

KURZ UND PRÄGNANT

PARLAMENTSREPORT8

deräte werden direkt von allen Wähle-
rinnen und Wählern aus allen Mitglied-
gemeinden gewählt. Die ehrenamtli-
chen Bürgermeister und Gemeinderäte
der Mitgliedsgemeinden sollen zudem
wie bisher auch direkt in der jeweiligen
Gemeinde gewählt werden können. Je-
de Mitgliedsgemeinde hat weiterhin
das eigene Satzungs- und Haushalts-
recht, wenn auch nur noch für einen
kleineren Aufgabenkatalog. Den unge-
deckten Finanzbedarf für die Ver-
bandsgemeinde müssen die Mitglieds-
gemeinden über eine Umlage zahlen.
Diese ist vergleichbar mit der Finanzie-
rung der derzeitigen Verwaltungsge-
meinschaften. 

Zu beachten ist, dass auch die Ver-
bandsgemeinde mindestens ein
Grundzentrum haben muss. In Thürin-
gen gibt es derzeit 76 Grundzentren.
Zudem dürfen Verbandsgemeinden
nicht als „Abwehrfusionen“ gegenüber
den Mittel- und Oberzentren gebildet
werden. 

Wegen dieser Vorgaben können sich
nur einige der bestehenden 69 Verwal-
tungsgemeinschaften zur Verbandsge-
meinde umwandeln. Im Regelfall wer-
den sich aber benachbarte Verwal-
tungsgemeinschaften und noch selbst-
ständige Gemeinden zur Verbandsge-
meinden zusammenschließen müssen. 

Nachdem die jetzt laufende Anhö-
rung der Gemeinden abgeschlossen
ist, soll umgehend das Gesetzgebungs-
verfahren zur Einführung der Ver-
bandsgemeinde eingeleitet werden.
Doch schon jetzt können sich Gemein-
den entscheiden, ob sie dieses Modell
nutzen wollen. 

besteht aus juristisch selbstständigen
Gemeinden, die wiederum Ortsteile
bzw. Ortschaften haben können. Die
selbstständigen Gemeinden und die
Landgemeinde teilen sich die gemeind-
lichen Aufgaben. Die Verbandsgemein-
den nehmen wie die gegenwärtigen
Verwaltungsgemeinschaften alle Auf-
gaben des übertragenen Wirkungskrei-
ses auch für die Mitgliedsgemeinden
wahr. Dazu zählen u.a. das Melderecht,
das Ordnungsrecht und das Umwelt-
recht. Zudem ist die Verbandsgemein-
de, wie bisher die Verwaltungsgemein-
schaften, für die Mitgliedsgemeinden
Behörde im eigenen Wirkungskreis. 

Gesetzgebungsverfahren soll
umgehend eingeleitet werden

Anders als bei den Verwaltungsge-
meinschaften nimmt die Verbandsge-
meinde auch  zentrale Aufgaben des
eigenen Wirkungskreises für die Mit-
gliedsgemeinden wahr. Dazu sollen
zählen: Flächennutzungsplanung, Kin-
dertagesstätten, Bauhöfe, Straßenbau-
lastträgerschaft einschließlich Winter-
dienst,  Freiwillige Feuerwehren, Breit-
bandversorgung oder Gewässerunter-
haltung. Es werden erhebliche Effi-
zienzgewinne erwartet. 

Die Verbandsgemeinde soll im Jahr
2035 mindestens 8.500 Einwohner ha-
ben. Für die Mitgliedsgemeinden gibt
es keine Mindestgröße. Die Verbands-
gemeinde soll nur als freiwillige Ge-
meindeneugliederung ermöglicht wer-
den. Anträge können zunächst bis zum
31. März 2018 gestellt werden. Der
hauptamtliche Verbandsgemeindebür-
germeister und die Verbandsgemein-

Bericht Verfassungs-
schutz: Kaum Neues

NACHGEFRAGT bei Karola Stange, Gleichstellungspolitikerin

UNZ-20-2017

LINKE, SPD und Grüne haben sich
darauf verständigt, dass in Thürin-
gen ein drittes Gemeindemodell, die
Verbandsgemeinde, eingeführt wer-
den soll. Dazu werden zurzeit die
Gemeinden angehört. Bereits in der
ersten Hälfte des Jahres 2016 hatte
die LINKE die Verbandsgemeinde in
die Diskussion gebracht, um so die
im Leitbild für die Verwaltungs- und
Gebietsreform vorgesehene Weiter-
entwicklung der Verwaltungsge-
meinschaften attraktiver zu gestal-
ten. 

Innerhalb der Koalition war jedoch
eine Einigung zu diesem Modell nicht
möglich. Als Kompromiss wurde die
„Große Landgemeinde“ vorgeschla-
gen. Dies wurde jedoch von den Ge-
meinden als Alternative nicht ange-
nommen. Auch gab es seitens der Re-
formkritiker, insbesondere der AG
„Selbstverwaltung“, keine Bereit-
schaft, die Landgemeinde zu akzeptie-
ren. Sie wollen keine Änderung und so-
mit auch den Bestand der 69 Verwal-
tungsgemeinschaften mit rund 600
Gemeinden beibehalten.  

Die ersten Reaktionen aus den Ge-
meinden zum Verbandsgemeindemo-
dell sind sehr unterschiedlich. Es gibt
zahlreiche Zustimmungen aber auch
Ablehnungen und zwar in zweierlei Hin-
sicht: Einige Gemeinden wollen die
Verwaltungsgemeinschaften so erhal-
ten wie sie derzeit sind. Andere Ge-
meinden wollen bei einer Neugliede-
rung keine „Zwischenlösungen“, die
die Verbandsgemeinde darstellt, son-
dern gleich das Modell der Einheits-
bzw. Landgemeinde anstreben.  Diese

Zum Thüringer Verfassungs-
schutzbericht für 2016 erklärte
Steffen Dittes, innenpolitischer
Sprecher der Linksfraktion: „Wir er-
kennen an, dass er sich von denen
der vergangenen Jahre abhebt und
sowohl in Struktur und erklärenden
Ansätzen verbessert hat. Anderer-
seits enthält er nichts Neues und
greift auf lange veröffentlichte In-
formationen von Polizei, Journali-
sten, antifaschistischen Gruppen
und Zivilgesellschaft zurück. So
wird ausführlich über Straftaten ge-
gen eine AfD-Politikerin berichtet,
jedoch über Übergriffe gegen LIN-
KE, SPD und CDU mit keinem einzi-
gen Wort. Dabei gab es viele Fälle,
wie einen Sprengmittelanschlag in
Saalfeld, Attacken in Eisenach und
Altenburg oder ein von der Neonazi-
Szene verbreiteter Mordaufruf in
Liedform gegen eine LINKE-Land-
tagsabgeordnete.“ 

Obwohl zwei Drittel aller politisch
motivierten Straftaten dem rechten
Bereich zugeordnet werden, wer-
den im Phänomenbereich ‚Linksex-
tremismus’ allein 14 konkrete Fälle
über mehrere Seiten ausgeführt, im
Bereich Rechtsextremismus mit
über 1.570 Straftaten und einen
massiven Anstieg der Gewaltdelikte
um 40 Prozent findet sich eine ver-
gleichbare Darstellung aber nicht.
Auch, dass etwa die ‚Rote Hilfe‘
nach wie vor Erwähnung finde, der
zur Last gelegt werde, dass sie das
strafprozessuale Recht der Aussa-
geverweigerung offensiv bewerbe,
Übertretungen des Rechtsstaates
kritisiere und Beratungen zur
Rechtslage in Form von Vorträgen
und Publikationen durchführe, tref-
fe auf die deutliche Kritik der Frakti-
on DIE LINKE. 

Katharina König-Preuss, Spreche-
rin für Antifaschismus: „Zwar um
Jahre verspätet aber immerhin be-
leuchtet der Verfassungsschutz nun
auch das Thema Neue Rechte. Be-
schämend ist jedoch, dass der Ge-
heimdienst an dem Punkt fast voll-
ständig von der Bundeszentrale für
politische Bildung abschreibt und
zu keiner eigenständigen Analyse
fähig ist. Vor dem Hintergrund der
in Thüringen aktiven und relevanten
Strukturen, wie Identitäre Bewe-
gung, Ein-Prozent Bewegung oder
Gruppen wie ‚Bürger für Erfurt‘, ist
dies in Zeiten des Rechtsrucks fatal.
Hier zeigt sich erneut, dass Ent-
wicklungen der rechten Szene bes-
ser und transparenter durch zivilge-
sellschaftliche Organisationen dar-
gestellt und analysiert werden.“
Thüringen gilt als Hochburg von
RechtsRock-Veranstaltungen, der
Thüringer Verfassungsschutz er-
kennt dies allerdings nur partiell.
Während MOBIT 50 extrem rechte
Musikveranstaltungen für das Jahr
2016 auflistet, benennt der Verfas-
sungsschutz nur 24.                      

Kürzlich hatten die CDU-Abgeord-
neten eine Sitzung des Gleichstel-
lungsausschusses, dessen Vorsit-
zende Sie sind, verlassen. Was ist
passiert?

Es ging um das Thema Kostenüber-
nahme für verschreibungspflichtige
Verhütungsmittel für Frauen mit gerin-
gem Einkommen in Thüringen. Natür-
lich waren wir rot-rot-grünen Gleich-
stellungspolitikerinnen - also mit Birgit
Pelke (SPD) und Babett Pfefferlein
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)  - uns ei-
nige: Ein solches Verhalten ist vollkom-
men unakzeptabel, unangemessen
und dem Thema nicht zuträglich.

Wie hat die CDU ihren Boykott be-
gründet?

Der Gleichstellungspolitiker der
Fraktion, Henry Worm, merkte an, dass
die CDU-Abgeordneten deshalb den
Ausschuss verlassen, weil sie der Auf-
fassung seien, dass diese Thematik
hier fehl am Platze sei. Für uns aber ist

tungsverhalten mehr oder weniger
zwangsläufig verändern, wenn das
Geld knapp wird.

Im Ausschuss wurde ein Projekt
vorgestellt. Wie funktioniert es?

Die Organisation Pro Familia hat
über ihr Modellprojekt (biko), das zu-
nächst bis zum Jahr 2019 angelegt ist,
informiert. Es wird in Erfurt und in der
Außenstelle Artern erstmals angebo-
ten und hat das Ziel, Mädchen und
Frauen einen freien Zugang auf indivi-
duell angepasste und zuverlässige Ver-
hütungsmethoden zu gewährleisten.

Erstmals seit vielen Jahren wird so
ermöglicht, Frauen mit geringen finan-

Es werden erhebliche Effizienzgewinne erwartet/von MdL Frank Kuschel

ziellen Möglichkeiten auch perspekti-
visch einen sicheren Verhütungsschutz
anzubieten. Damit wird vor allem auch
die Selbstbestimmtheit der Frauen ge-
stärkt. Das ist richtig und wichtig. Und
hat natürlich etwas mit Gleichstellung
zu tun.

Wie wirksam ist das Projekt?

In den zurückliegenden Monaten ha-
ben in Erfurt und in Artern mehr als
400 Frauen von den Angeboten Ge-
brauch gemacht. Durch weitere Öffent-
lichkeitsarbeit wird vor allem bei Stu-
dentinnen, bei Frauen in Werkstätten
für Menschen mit Behinderungen, aber
auch über die Beratungsangebote der
Kirchen und aller freien Träger, über
dieses Projekt informiert. 

Übrigens hat sich Thüringen einer
Bundesratsinitiative von Niedersach-
sen angeschlossen, damit generell die
Kosten für Verhütungsmittel für Frauen
mit geringem Einkommen übernom-
men werden. 

dieses Ver-
halten vor al-
lem Aus-
druck von
Frauenfeind-
lichkeit. Stu-
dien belegen,
dass Frauen
ihr Verhü-
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DAS THEMA

Auch in der Landtagsdebatte am
28. September wurde wieder aus-
führlich über die Bildungspolitik
diskutiert. Die Koalitionsfraktionen
hatten einen Antrag mit dem Titel
„Zukunft im Bildungsbereich gestal-
ten – Nachwuchs für gute Schule si-
chern“ vorgelegt. Auch der CDU-
Fraktion ging es mit ihrem Antrag
um die Situation der Thüringer
Lehramtsanwärter.

Zur Begründung des Koalitionsantra-
ges hatte der LINKE-Bildungspolitiker
Torsten Wolf gesprochen (Auszüge aus
dem Plenarprotokoll): „Im Rahmen der
Bundestagswahl wurden in den letzten
Wochen viele Umfragen erhoben. Un-
ter anderem wurde immer wieder ge-
fragt, was den Menschen besonders
wichtig war. Über allen Themen domi-
nierte ein Fakt, nämlich: Den Men-
schen sind gleiche Bildungschancen
für alle besonders wichtig. Nun wurde
Thüringen erst wieder beschieden,
nicht nur im Bereich der Investition
und Bildung ganz vorn in der Bundesli-
ga mitzuspielen, sondern aufgrund des
besonderen Engagements der Lehr-
kräfte, Erzieherinnen und Schulleiter –
nicht zu vergessen, die im Bereich
Schulverwaltung und Lehrerbildung
Tätigen – in den Bildungsvergleichsstu-
dien hervorragend abzuschneiden. 

Wir als Politik setzen hier den Rah-
men und geben die notwendigen Be-
dingungen. Alle Lehrer, Schüler und El-
tern wissen mit der Vorlage des Ab-
schlussberichts der Kommission „Zu-
kunft Schule“, dass Rot-Rot-Grün die
Signale auf die Schaffung der Voraus-
setzungen gestellt hat, dass die von
uns zur Verfügung gestellten Ressour-
cen zur höchstmöglichen Unterrichts-
abdeckung auch eingesetzt werden,
dass der demografische Wandel in den

Aus einer weiteren Landtagsdebatte zur Zukunft im Thüringer Bildungsbereich

Lehrerzimmern aktiv gestaltet wird,
dass ein Gesundheitsmanagement
weiterentwickelt wird, damit die Lehrer
gesund und engagiert ihren Dienst ver-
sehen, und dass Thüringen sich in den
Schulstrukturen auf bundesweit ver-
gleichbarem Level bewegt. Der von uns
vorgelegte Antrag ‘Zukunft im Bil-
dungsbereich gestalten – Nachwuchs
für gute Schule sichern’ nimmt die Vor-
schläge der Expertenkommission des
Ministerpräsidenten auf und präzisiert
die ersten wichtigen Schritte hin zu ei-
nem Generationenwechsel in den Leh-
rerzimmern und einer Unterrichtsab-
deckung. Wir greifen seitens der Ge-
werkschaften, Verbände und der
Schulverwaltung lange bemängelte
Hindernisse bei der Stellenbesetzung
und Schulentwicklung auf und entwer-
fen mit unserem Antrag ein zukunftsfä-
higes Personalsystem im Bereich
Schule, welches aber nie als abge-
schlossen gelten kann, sondern immer
der weiteren Entwicklung nach den ge-
machten Erfahrungen bedarf.“

In seiner Rede hatte Torsten Wolf
u.a. auf den Doppelhaushalt
2018/2019 verwiesen und angekün-
digt: „Wir werden die veranlagten Ent-
fristungen, Neueinstellungen und auch
Versetzungen innerhalb des Systems
dazu nutzen, die Schulen zu stärken
und zu stabilisieren, sodass sie eine
höchstmögliche Unterrichtsabsiche-
rung sicherstellen können bei gegebe-
nen Herausforderungen. Es ist trotz al-
ledem immer noch richtig, dass die ho-
hen Krankenstände nicht von heute auf
morgen abgebaut werden können. So-
lange diese Krankenstände so sind und

solange wir die Schulstrukturen ohne
die entsprechend korrespondierenden
Kooperationsmöglichkeiten zwischen
Schulen haben, wäre es geradezu fahr-
lässig, wenn wir nicht auch in die Haus-
haltsdiskussion mit einbringen wür-
den, als rot-rot-grüne Koalition, dass
wir dort auch noch mal Handlungsbe-

Schülervertretungen, Elternvertreter
und auch die kommunale Familie mit
einbindet, um dann natürlich auch –
damit werden wir uns im Bildungsaus-
schuss beschäftigen – mit uns zusam-
men die entsprechenden Schritte zu
beraten, die wir schlussfolgernd aus
dem Kommissionsbericht gehen kön-

IQB-Studie zeigt Herausforderungen bei den Grundschulen

Zur am 13. Oktober vorgelegten
Bildungsstudie des Instituts zur
Qualitätsentwicklung im Bildungs-
wesen (IQB) stellte Torsten Wolf,
bildungspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, fest: „Spitzen-
plätze im Bereich der Bildung sind
keine Selbstläufer. Sie müssen täg-
lich erkämpft und verteidigt wer-
den.“

„Dazu leisten die Schulleiter, Grund-
schulpädagogen, Erzieherinnen und In-
klusionslehrkräfte täglich ihr Bestes.
Sie sollen von uns als politisch Verant-
wortliche auch beste Rahmenbedin-
gungen erhalten. Die Herausforderun-
gen sind durch die IQB-Studie klar be-
nannt: erfolgreiche Integration von
Kindern mit Migrationshintergrund,
bestmögliche Bedingungen im Bereich
Inklusion, Lehrer-Aus- und -Weiterbil-
dung und Absicherung bestehender
Standards in der Lehrerversorgung. 

In den Schulen muss gewährleistet
sein, dass Methoden und Konzepte si-
cher angewandt werden, die Lehr- und
Lernmittel dafür rechtzeitig zur Verfü-
gung stehen und Fachunterricht, z.B. in

Mathematik oder Musik, auch von
Fachlehrern gehalten wird“, so Torsten
Wolf weiter.

Die Ergebnisse der IQB-Studie zei-
gen die Herausforderungen, vor denen

Der Bildungspolitiker der Linksfrakti-
on sagte abschließend: „Auch wenn
Thüringen im deutschlandweiten Ver-
gleich eine mittlere Position einnimmt,
können die Ergebnisse nicht zufrieden-
stellen. Die möglichen Ursachen, wie
die zunehmende soziale, sprachliche
und kulturelle Heterogenität von Schü-
lerinnen und Schülern und der steigen-
de Unterrichtsausfall durch Langzeiter-
krankung der Lehrkräfte, sollten im po-
litischen Raum intensiv diskutiert wer-
den, um die richtigen Schlussfolgerun-
gen zu ziehen. Neben den bereits ge-
troffenen Entscheidungen in der Koali-
tion und den dazu im Landtag be-
schlossenen Anträgen zur Verbesse-
rung der Flüchtlingskinderbeschulung
und zur Nachwuchssicherung im Leh-
rerbereich werden die Koalitionsfrak-
tionen in den Haushaltsberatungen ih-
ren Schwerpunkt bei zusätzlichen Leh-
rerstellen zur Unterrichtsabsicherung
und einem Schulbudget legen. Hier hat
die Kommission „Zukunft Schule“ un-
ter Staatskanzleiminister Prof. Hoff
Vorschläge erarbeitet, die wir als Koali-
tion auch mit den Haushaltsbeschlüs-
sen nun umsetzen werden.“                  

darf sehen.“ Außerdem betonte der
LINKE-Abgeordnete: „Mit dem Kom-
missionsbericht ‚Zukunft Schule‘ wur-
den wichtige Bereiche zur Stabilisie-
rung und Weiterentwicklung von Schu-
le in Thüringen beschrieben. Ich danke
Minister Holter ausdrücklich, dass er in
der Woche sechs seiner Amtszeit
schon mit allen Schulleitern im Werk-
stattprozess gesprochen hat, sie inten-
siv mit eingebunden hat und dort auch
die Erfahrung mit aufnimmt und jetzt
auch die Gewerkschaften, Verbände,

fe 4 im Bereich Lesen und im Bereich
Zuhören eine Verschlechterung im Ver-
gleich mit der Studie von 2011 festzu-
stellen. Besonders im Bereich Ortho-
graphie, wo 50 Prozent der Schüler un-
terdurchschnittlich abgeschnitten ha-
ben, müssen die Bildungsverantwortli-
chen sich die Rahmenbedingungen ge-
nau ansehen. Auch im Bereich Mathe-
matik haben die Thüringer Schülerin-
nen und Schüler leicht schlechter ab-
geschnitten.

alle Länder
s t e h e n .
Thüringen
ist in nahe-
zu allen
gemesse-
nen Berei-
chen zu-
rückgefal-
len. So ist
in der Jahr-
gangsstu-

nen. Das zeigt, Minister Holter kann
eben nicht nur Brücken bauen, was
sein eigentlicher Beruf ist, sondern er
kann eben auch Bildungs-, Jugend- und
Sportpolitik.“

Ausführlich hatte Bildungsminister
Helmut Holter in der Debatte gespro-
chen und dabei auch gesagt: „Wenn
Sie tatsächlich wollen, meine Damen
und Herren der Opposition, dass Lehr-
amtsanwärterinnen und Lehramtsan-
wärter eine gute Zukunft in diesem
Freistaat haben, wenn Sie wollen, dass
junge Leute Lehramt studieren, dann
fangen Sie doch nicht damit an, das
Land schlechtzureden und die Proble-
me aufzutischen, dann erklären Sie
doch, dass die Bildungslandschaft in
Thüringen gut aufgestellt ist, dass alle
Lehrerinnen und Lehrer, alle Schullei-
terinnen und Schulleiter in diesem
Freistaat sich engagieren für gute
Schule unter schwierigen Bedingun-
gen. Ich erlebe eine Lehrerschaft, die
sich dafür einsetzt, dass die Kinder ei-
ne gute Schule absolvieren. Die Stati-
stiken beweisen das. Einer der besten
Abiturabschlüsse 2017 wird im Frei-
staat Thüringen erzielt. Bei internatio-
nalen Olympiaden holen junge Leute
aus Thüringen Silber- und Bronzeme-
daillen.

Ich sage Ihnen: Wenn Sie wollen,
dass junge Leute Lehramt studieren
und Lehrerinnen und Lehrer in Thürin-
gen werden wollen, dann müssen Sie
eine Einladung aussprechen. Was Sie
machen, ist etwas anderes. Sie weisen
den jungen Leuten die Tür, weil Sie Ih-
nen sagen, es lohnt sich nicht, nach
Thüringen zu kommen, weil hier im Bil-
dungssystem alles schlecht ist. Die
Welt sieht ein bisschen anders aus,
das will ich Ihnen sagen.“



Um die Problematik der Kinder-
und Jugendarmut und deren kon-
krete Erscheinungsformen und
Auswirkungen in Thüringen in den
Fokus zu rücken, hatte die Links-
fraktion im vergangenen Sommer
zu einer zweiteiligen Veranstaltung
eingeladen. Unter dem Titel „Einmal
Teilhabe bitte!“ kamen einerseits
durch den zuvor ausgeschriebenen
Kreativwettbewerb Kinder und Ju-
gendliche selbst zu Wort. 

Auf der anderen Seite waren in einer
öffentlichen Anhörung Sozialpädago-
ginnen und Sozialpädagogen aus der
Kinder- und Jugendhilfe eingeladen,
über ihre täglichen Erfahrungen zu be-
richten.

Wir hatten als Linksfraktion Kinder
und Jugendliche in Thüringen aufgeru-
fen, unter dem Motto „Wenn ich einen
Wunsch frei hätte, dann würde ich ...“
ihre Wünsche mittels Malen, Basteln,
Dichten usw. darzustellen. 

„Durch diesen Wettbewerb haben
wir die Bedürfnisse von Kindern und
Jugendlichen - ihre Hoffnungen, Sehn-
süchte und Träume - in den Thüringer
Landtag geholt und auf unserer Frakti-
onsetage ausgestellt. Denn die einge-
reichten Werke waren nicht nur für die
Abgeordneten, sondern auch für alle
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Das beitragsfreie Kindergarten-
Jahr in Thüringen ist auf einem gu-
ten Weg. Jetzt hat der Landtag die
notwendigen „technischen“ Vor-
aussetzungen beschlossen. Die
Städte und Gemeinden müssen die
genauen Daten aus den Kitas lie-
fern, damit ab 1. Januar alles rei-
bungslos vonstatten gehen kann.

Rot-Rot-Grün hält Wort, braucht
aber starke Nerven. Denn selbst
bei dieser ganz und gar unspekta-
kulären und formalen Angelegen-
heit, die wohl früher im Landtag
ohne Aussprache beschlossen
worden wäre, gibt es vor allem sei-
tens der CDU nur Destruktion.

Entsprechend heiß her ging es in
dieser Plenardebatte am 29. Sep-
tember, die gespickt war mit Zwi-
schenrufen aus den Fraktionsrei-
hen. So ertönte während der Rede
des LINKE-Abgeordneten Torsten
Wolf zu seiner Feststellung, dass
die CDU ja nur „die Beitragsfreiheit
verhindern“ wolle ein „Das ist eine
Lüge“ von der CDU-Abgeordneten
Simone Schulze. Dazu rief Frank
Kuschel (LINKE) nach einem Ord-
nungsruf, denn den habe er „ge-
stern auch bekommen“. 

„So ein Quatsch“ (Christian
Tischner, CDU), „Sie haben ja keine
Ahnung“ (Astrid Rothe-Beinlich,
GRÜNE), „Frechheit“ (Ralf Kalich,
LINKE) und „Ihr seid doch eine
Chaostruppe“ (Maik Kowalleck,
CDU) wurden dann vielleicht noch
getoppt, wiederum von Frau Schul-
ze aus der CDU-Fraktion, mit „So
ein Schwachsinn“. Dabei hatte Tor-
sten Wolf nur gesagt, dass Rot-Rot-
Grün das Landeserziehungsgeld in
die Beitragsfreiheit und in die Qua-
lität der Kitas gebe „und nicht in ei-
ne Fernhalteprämie“.

Jedenfalls ist der Bildungspoliti-
ker der Linksfraktion gespannt, „ob
von der CDU in den nächsten Wo-
chen außer Geschäftsordnungsde-
batten und Winkelzügen noch Bei-
träge kommen, die mit dem Kinder-
tagesstättenbereich auch inhalt-
lich irgendetwas zu tun haben“.
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Starke Nerven

„Emilia, jetzt werde ich
öfter Bus fahren“ 
Versprochen ist versprochen: Graffiti-Workshop mit dem Sprayer Max Kosta

eingereicht, welches sie für ihre große
Schwester, die an Epilepsie leidet und
eine mittelgradige Intelligenzminde-
rung hat, als Geschenk zur Jugendwei-
he verfasst hatte:

Meine Schwester 

Manchmal ist es leicht 
Manchmal ist es schwer 
Manchmal denke ich, 
es geht nicht mehr.

Dir ist es nicht bewusst
Du lebst in deiner Welt

Besucherinnen und Besucher des
Landtages sichtbar, wie z. B. am Tag
der offenen Tür im Juni“, erläuterte Ka-
ti Engel, Sprecherin für Kinder- und Ju-
gendpolitik. 

Dabei betonte sie noch einmal ihr
Credo: „Anstatt immer nur über junge
Menschen zu reden, ist es endlich an
der Zeit, sie selbst zu Wort kommen zu
lassen.“ Und diese Gelegenheit wurde
auch von vielen Kindern und Jugendli-
chen genutzt. Sie haben gemalt, geba-
stelt, gedichtet, gesungen – selbst ein
richtiger kleiner Film wurde von einer
Gruppe produziert. Die beeindruckend-
sten Werke wurden selbstverständlich
ausgezeichnet. 

Eine der PreisträgerInnen war Emilia,
da ihre Arbeit herausstach. Emilia ist
zehn Jahre alt und hatte ein Gedicht

Du lebst dein Leben so 
wie es dir gefällt.

Ich weiß nicht, warum du 
diese Krankheit hast
Ich bin trotzdem froh, 
dich als Schwester zu haben
Sonst hätt‘ ich was verpasst.

Ich wünsch mir für dich, 
dass du gesund bist
Dass dies nicht so ist, 
ist richtiger Mist!

Wir bleiben Schwestern, 
ein Leben lang
Ich bin für dich da, sei nicht bang.

Ich habe dich lieb, 
meine große Schwester

Deshalb drück ich
dich jetzt noch ein
bisschen fester.

Gewonnen hatte
Emilia einen Graffiti-
Workshop mit Max
Kosta, einen der be-
kanntesten Sprayer
in Thüringen, für sich
und ihre Freundinnen
und Freunde. Dieses
Versprechen lösten
nun Kati Engel und
Max Kosta ein. Emili-
as Mutter, Anja Kra-
sulsky, hatte die Idee,

den Workshop nachhaltig zu nutzen
und damit die Bushaltestelle ihres Dor-
fes (Schmölln, Ortsteil der Gemeinde
Hummelshain im Saale-Holzland-Kreis)
zu verschönern. Gesagt, getan. Inner-
halb von zwei Tagen gestalteten die
Kinder mit Max Kosta das weiße, lang-
weilige Bushäuschen bunt und einla-
dend.

Das Fazit einer Teilnehmerin: „Emi-
lia, jetzt werde ich öfter Bus fahren!“
bestätigt, dass es nicht nur allen Kin-
dern riesigen Spaß gemacht hat, son-
dern das Ergebnis auch super gut ge-
fällt.        


